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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung ersucht den federführenden 
Ausschuss für regionale Entwicklung, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

– unter Hinweis auf den von der Europäischen Kommission am 17. Juni 2020 
angenommenen Bericht über die Auswirkungen des demografischen Wandels in 
Europa,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 14. November 2017 zu der Bereitstellung 
kohäsionspolitischer Instrumente durch Regionen zur Bewältigung des demografischen 
Wandels1,

A. in der Erwägung, dass die Regionen Europas derzeit mit tiefgreifenden demografischen 
Veränderungen wie einer niedrigen Geburtenrate, einer hohen Mortalität, einer 
alternden Bevölkerung und einer anhaltenden Landflucht konfrontiert sind;

B. in der Erwägung, dass ländliche und benachteiligte Gebiete oftmals nicht in der Lage 
sind, in einem bestimmten Zeitraum die gleichen Wirtschaftsindikatoren zu erreichen 
wie andere Gebiete, was sich bei der Beantragung von Unterstützung in einigen Fällen 
als Hindernis zu erweisen scheint;

C. in der Erwägung, dass landwirtschaftliche Erwerbspersonen in ländlichen Gebieten, 
insbesondere diejenigen in abgelegenen Gegenden, unter demografischen Nachteilen 
leiden und einem viel höheren Risiko von Armut und sozialer Ausgrenzung ausgesetzt 
sind;

D. in der Erwägung, dass es in ländlichen Gebieten, die von Landflucht betroffen sind, 
Flächenstilllegungen und eine erhöhte Waldbrandgefahr sowie Schwierigkeiten mit der 
wirtschaftlichen Erholung geben kann2;

E. in der Erwägung, dass es angesichts der Pandemie, die zusätzlich zu bereits bestehenden 
Problemen und Trends hinzugekommen ist, die Strategien und Instrumente zur 
Bewältigung von Problemen des demografischen Wandels, die sich hauptsächlich auf 
niedrige Geburtenraten und die Landflucht konzentrieren, insbesondere in den weniger 
bevölkerten und besonders anfälligen Gebieten der EU einer Überprüfung unterzogen 
werden müssen in der Erwägung, dass Maßnahmen zur Förderung höherer 
Geburtenraten in Europa unterstützt werden müssen;

F. in der Erwägung, dass Probleme in Zusammenhang mit dem demografischen Wandel 
und dem Bevölkerungsrückgang eine große Belastung für die ländlichen Gebiete, die 
Randgebiete, die dünn besiedelten Gebiete und die Inseln darstellen und sich auf die 
Alterung der Bevölkerung, den Generationenwechsel und die Entwicklung der 
Landwirtschaft negativ auswirken;

1 Angenommene Texte, P8_TA(2017)0427.
2 „Forest fires – Sparking fire smart policies in the EU“, Europäische Kommission (2018). 
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G. in der Erwägung, dass die Kohäsionspolitik einen entscheidenden Beitrag zur 
Verwirklichung der Ziele des digitalen Binnenmarkts vor Ort leistet, insbesondere durch 
erhebliche finanzielle Zuweisungen aus dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE);

H. in der Erwägung, dass die ländlichen Gebiete 44 % des Territoriums der Europäischen 
Union ausmachen;

I. in der Erwägung, dass eines der Hauptprobleme der ländlichen Wirtschaft der 
rückläufige Anteil der Landwirtschaft ist; in der Erwägung, dass Angaben zufolge nur 
10,7 % der Landwirte in der EU 40 Jahre alt oder jünger sind und dass die in der 
Landwirtschaft tätige Bevölkerung altert, was Auswirkungen auf den Agrarsektor haben 
wird;

J. in der Erwägung, dass es notwendig ist, die Bedürfnisse des ländlichen Raums 
angesichts des demografischen Wandels in einer abgestimmten und wirksameren Weise 
zu berücksichtigen;

1. nimmt zur Kenntnis, wie schwerwiegend das demografische Problem ist und welcher 
Zusammenhang dabei mit der sozioökonomischen Realität besteht; hält es für 
notwendig, für neue Möglichkeiten und zukunftsorientierte Investitionen in ländlichen 
Gebieten zu sorgen, beispielsweise durch die Entwicklung kurzer Versorgungsketten 
und regionaler Lebensmittelmärkte;

2. betont, dass Ungleichheiten beim Zugang zu Land sowie bei den Direktzahlungen und 
der Unterstützung durch die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP), sowohl zwischen als 
auch in den Mitgliedstaaten, zu den Problemen zählen, die angegangen werden müssen, 
um die rückläufige regionale Entwicklung aufzuhalten, in der Landwirtschaft tätigen 
älteren Menschen zu ermöglichen, in den Ruhestand zu treten, und junge Menschen 
darin zu bestärken, eine landwirtschaftliche Tätigkeit aufzunehmen;

3. erwartet die Einführung neuer Programme für den gesellschaftlichen Zusammenhalt wie 
zum Beispiel Pilotprojekte zum Grundeinkommen in ländlichen Gebieten;

4. weist darauf hin, wie wichtig es ist, die Verfügbarkeit von Diensten in den Regionen 
sicherzustellen, da ihre rückläufige Entwicklung ältere Menschen ermutigt, früher in 
den Ruhestand zu treten und in Städte zu ziehen, in denen diese Dienste leicht 
zugänglich sind;

5. betont, dass der anhaltende Prozess des Bevölkerungsrückgangs in den ländlichen 
Gebieten, der den Zugang zu öffentlichen Dienstleistungen und zu einer angemessenen 
Gesundheitsversorgung erschwert, nicht nur schwerwiegende wirtschaftliche und 
soziale Folgen hat, da dadurch auch die Verwirklichung der ehrgeizigen Ziele des 
europäischen Grünen Deals und anderer EU-Maßnahmen wie der GAP und der 
Kohäsionspolitik vor enorme Herausforderungen gestellt wird; betont, dass bei den 
durch den europäischen Grünen Deal abgedeckten Investitionen demografischen 
Faktoren Rechnung getragen werden muss;

6. fordert nachdrücklich, dass die Kommission bei der Entwicklung der Strategie „Vom 
Hof auf den Tisch“ und der Biodiversitätsstrategie konkrete Maßnahmen ergreift, um 



AD\1219515DE.docx 5/10 PE657.414v02-00

DE

die Bevölkerung zum Bleiben in den ländlichen Gebieten zu bewegen, und dass die 
regionalen und lokalen Behörden gerade in strukturschwächeren Regionen dazu 
beitragen, bestehende Arbeitsplätze zu sichern und neue Arbeitsplätze zu schaffen 
sowie auch Fachkräfte zu gewinnen, und zwar insbesondere durch die Aufwertung der 
landwirtschaftlichen Tätigkeit in unseren Regionen;

7. fordert die Kommission auf, beide Strategien zu nutzen, um die Wertschätzung des 
Agrarsektors und der ländlichen Gebiete zu erhöhen, wobei zu berücksichtigen ist, dass 
mangelnde Kenntnisse über die Landwirtschaft falsche Vorstellungen in Bezug auf die 
Tätigkeit der Landwirte und ihren Beitrag zur Umwelt befördern;

8. fordert die Kommission nachdrücklich auf, eine lokale Wirtschaftstätigkeit zu 
entwickeln, durch die Beschäftigungsmöglichkeiten geschaffen werden;

9. fordert den Bürokratieaufwand für die Unternehmen und die Verwaltungen zu 
reduzieren, mit weniger Vorgaben und mehr Rechtssicherheit, und somit die 
Rahmenbedingungen für erfolgreiche Fördermaßnahmen vor Ort zu verbessern und 
Investitionshemmnisse abzubauen;

10. erkennt an, dass die Kreislaufwirtschaft und die Bioökonomie ein großes Potenzial zur 
Schaffung einer effizienteren Agrar- und Lebensmittelsektor haben; setzt sich für 
Vorschriften ein, die den besonderen Bedürfnissen der Landwirtschaft Rechnung tragen, 
damit neue Chancen im ländlichen Raum geschaffen werden, indem man junge 
Menschen unterstützt, Bürokratie abgebaut und Digitalisierung und Unternehmertum 
fördert;

11. weist auf die zentrale Rolle der GAP bei der Erhaltung und Schaffung von 
Arbeitsplätzen im ländlichen Raum und in der Landwirtschaft hin, räumt aber ein, dass 
sie dabei auch an ihre Grenzen stößt; fordert daher, dass sich die Kohäsionspolitik der 
EU und der neue EU-Aufbaufonds stärker der Befriedigung der Bedürfnisse des 
ländlichen Raums widmen, entsprechende Bemühungen ergänzen und neue Synergien 
freisetzen sollten;

12. fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass der Schaffung von Arbeitsplätzen, 
der Unterstützung der Energiewende und der Entwicklung der Verkehrs- und 
Breitbandinfrastruktur Vorrang eingeräumt wird, damit strukturelle Herausforderungen 
angegangen werden, die die Hauptursachen für die Landflucht sind;

13. fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass die künftige Veröffentlichung ihrer 
langfristigen Vorstellungen für die ländlichen Gebiete eine eingehende Analyse der 
Rolle von Landwirtschaft, Viehzucht und Forstwirtschaft als treibende Kraft für die 
ländliche Wirtschaft enthält;

14. fordert die Kommission und die Mitgliedstatten auf, positive Auswirkungen und 
erfolgreiche Ergebnisse der Kohäsionspolitik in der EU besser zu vermitteln bzw. zu 
kommunizieren;

15. weist auf das Potenzial einer nachhaltigen Landwirtschaft im Hinblick auf die 
Schaffung menschenwürdiger und dauerhafter Arbeitsplätze in ländlichen Gebieten hin;
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16. betont, dass Projekte unterstützt und entwickelt werden müssen, mit denen die die 
Rückkehr junger Menschen in ländliche Gebiete gefördert wird, indem dadurch 
Jugendbeschäftigung, digitale Konnektivität und Unternehmertum unter Nutzung 
bewährter Verfahren aus den Mitgliedstaaten unterstützt werden;

17. erkennt an, dass die wirksamsten politischen Maßnahmen zur Bewältigung der 
demografischen Herausforderungen diejenigen sind, mit denen langfristige Ziele 
angestrebt werden und die das Ergebnis von Konsultationen der Akteure vor Ort und 
der organisierten Zivilgesellschaft sind;

18. weist darauf hin, dass es trotz wiederholter Erklärungen der Kommission noch immer 
keinen langfristigen Ansatz gibt, mit dem die ländlichen Gebiete in die Lage versetzt 
werden, die demografische Herausforderung, das Armutsrisiko und den begrenzten 
Zugang zu Dienstleistungen zu bewältigen;

19. fordert die Kommission auf, demografische Aspekte als integralen Bestandteil aller 
kohäsionspolitischen Instrumente zu betrachten; betont, wie wichtig es ist, mögliche 
Initiativen auf Gemeinschaftsebene mit den Strategien der Mitgliedstaaten im Hinblick 
auf die demografische Herausforderung zu koordinieren;

20. ist der Ansicht, dass die strategischen Pläne im Rahmen der neuen GAP flexibel sein 
und spezifische Instrumente zur Unterstützung der Digitalisierung, der ländlichen 
Mobilität und der Entwicklung intelligenter Dörfer enthalten müssen;

21. weist darauf hin, dass sich die Kohäsionspolitik stärker für Innovationen im ländlichen 
Raum einsetzen muss; weist darauf hin, dass in Zusammenarbeit mit der GAP Lösungen 
gefunden werden müssen, damit die Familienbetriebe von Innovationen und neuen 
Technologien profitieren können;

22. betont, dass Maßnahmen zur Sicherung der wirtschaftlichen Rentabilität der 
Landwirtschaft von wesentlicher Bedeutung sind, wenn eine auf den ländlichen Raum 
ausgerichtete Bevölkerungspolitik dabei erfolgreich sein soll, den ländlichen 
Gemeinden neues Leben einzuhauchen und sie für die jüngere Generation attraktiv zu 
machen;

23. fordert ehrgeizigere politische Pläne, mit denen der Generationenwechsel auf dem 
Lande durch substantielle Neuerungen beim Zugang zu Land und Krediten gefördert 
wird; fordert, dass Junglandwirte über die GAP hinaus durch politische Maßnahmen der 
EU umfassend unterstützt werden, wobei mehr Ziele mit weniger Mitteln verfolgt 
werden müssen;

24. ist der Auffassung, dass es zur besseren Eingliederung von jungen Menschen und 
Junglandwirten in die landwirtschaftliche Tätigkeit unerlässlich ist, Anreize zu schaffen 
und den bürokratischen Aufwand bei der Übertragung von Betrieben zu verringern 
sowie dafür zu sorgen, dass in den Ruhestand getretene Landwirte ein 
menschenwürdiges Dasein fristen;

25. erkennt die Schlüsselrolle der Frauen in der Landwirtschaft an; fordert, dass es durch 
die Maßnahmen im ländlichen Raum Frauen aller Altersgruppen leichter gemacht wird, 
in ihrem vertrauten Umfeld zu bleiben, damit sie so zu dessen Revitalisierung und 
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Entwicklung beitragen können;

26. unterstützt Initiativen zur Verbesserung der Qualität der Beschäftigung auf dem Lande 
auf der Grundlage von Diversifizierung und Innovation; stellt fest, dass dieses Ziel in 
den zahlreichen Strategien und Aktionsplänen, die sich aus dem europäischen Grünen 
Deal ergeben, vorrangig und in Abstimmung mit den Mitgliedstaaten verfolgt werden 
sollte;

27. unterstützt Innovationen und Digitalisierung, um ein lebendiges, dynamisches und 
wirtschaftlich tragfähiges ländliches Milieu zu fördern; fordert die Kommission auf, in 
Anlehnung an die Initiativen für intelligente Städte und Dörfer ein neues Instrument zu 
entwickeln, um Unternehmen und Neugründungen in ländlichen Gebieten auf dem 
Kontinent und in äußerster Randlage zu unterstützen und damit das dortige Wirtschafts- 
und Produktionsgefüge zu fördern, sodass der digitalen Wirtschaft in ländlichen 
Gebieten der Weg geebnet wird;

28. fordert die Kommission auf, die Finanzierung erneuerbarer Ressourcen als Teil des 
europäischen Grünen Deals und des EU-Aktionsplans für Bioökonomie zu unterstützen, 
wodurch man Arbeitsplätze schaffen und zur wirtschaftlichen Erneuerung vieler 
ländlicher Gebiete beitragen kann; fordert die Mitgliedstaaten auf, die Einführung von 
Modulen zur Unterrichtung von EDV-Kenntnissen in Gebieten zu erwägen, in denen 
diese Kenntnisse nicht zufriedenstellend sind; betont, dass die lokalen Aktionsgruppen 
in wesentlichem Maße dazu beitragen, das Zusammenspiel der Wirtschaftszweige im 
ländlichen Raum zu stärken und die Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen 
Raums umzusetzen;

29. weist ferner darauf hin, dass für die Gebiete in äußerster Randlage ein umfassender Plan 
für das öffentliche Gesundheitswesen erstellt werden muss, damit sichergestellt wird, 
dass jeder Einwohner der Gebiete in äußerster Randlage, insbesondere in den ländlichen 
Gebieten, Zugang zu Trinkwasser hat;

30. hebt die zentrale Rolle hervor, die von Kommunen betriebene Initiativen für lokale 
Entwicklung spielen, wenn es darum geht, das Leben und eine florierende lokale 
ländliche Wirtschaft aufrechtzuerhalten und wiederherzustellen, und betont, dass eine 
ausreichende Mittelausstattung für die Verknüpfung von Maßnahmen zur Entwicklung 
der ländlichen Wirtschaft (LEADER) erforderlich ist; fordert die Mitgliedstaaten auf, 
die Kapazitäten von LEADER vollständig auszuschöpfen;

31. fordert die zuständigen Behörden auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene auf, die 
Einführung von Bildungsmodulen im Rahmen der Pflichtschulbildung in Erwägung zu 
ziehen, durch die Verbindungen zwischen Lernenden in städtischen Gebieten einerseits 
und Tätigkeiten und Lebensweisen in nichtstädtischen Gebieten andererseits erzeugt 
bzw. gestärkt werden, damit das Wissen um und die Beziehung künftiger Generationen 
zu den ländlichen Gebieten vertieft werden;

32. weist darauf hin, dass Investitionen in diesem Bereich zu einer Priorität des 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) 
werden sollten;

33. betont, dass die Förderung der Mobilität und Vernetzungsmöglichkeiten sowie die 
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Unterstützung innovativer Maßnahmen von kleinen und mittleren Unternehmen und 
Handwerk als wesentliche Erfolgsfaktoren für den ländlichen Raum angesehen werden;

34. weist darauf hin, dass ein effizientes Mobilitätssystem eine der Voraussetzungen für die 
regionale Wirtschaftsentwicklung, den territorialen Zusammenhalt und die Entwicklung 
des regionalen Potenzials ist; weist darauf hin, dass es daher erforderlich ist, die 
notwendige Finanzierung für die Entwicklung und die Aufrechterhaltung von 
Verkehrsverbindungen, mit denen die ältere Generation zum Verbleib in ländlichen 
Gebieten ermutigt und junge Menschen aus Ballungszentren für die Arbeit auf dem 
Land gewonnen werden könnten, bereitzustellen;

35. beklagt, dass die Einigung über den mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) ein weiteres 
Mal nicht den nötigen Ehrgeiz aufweist, um den Herausforderungen des 
Bevölkerungsrückgangs zu begegnen; bemängelt die Kürzungen auf dem europäischen 
Festland und in den Gebieten in äußerster Randlage bei der Kohäsionspolitik und der 
GAP, den beiden wichtigsten Gemeinschaftsinstrumenten zur Förderung der 
nachhaltigen Entwicklung des ländlichen Raums. beklagt, dass die Einigung über den 
MFR nicht den nötigen Ehrgeiz aufweist, um den Herausforderungen des 
demografischen Wandels zu begegnen;

36. bringt sein Bedauern darüber zum Ausdruck, dass die Regionen in äußerster Randlage 
als erste von Kürzungen bei der Finanzierung von Programmen wie dem Programm zur 
Lösung der spezifisch auf Abgelegenheit und Insellage zurückzuführenden Probleme 
(POSEI) betroffen sind;

37. bringt sein Bedauern darüber zum Ausdruck, dass die Gebiete in äußerster Randlage 
unter ihrer Insellage, ihrer Randlage und einem Mangel an Perspektiven für junge 
Menschen leiden, obwohl es ihnen mithilfe des Artikel 349 AEUV möglich sein sollte, 
dieses Problem zu lösen;

38. fordert einen umfassenden Plan zur Erleichterung von Transfers für alle Unternehmen, 
um jungen Menschen den Zugang zur Beschäftigung und die Wiederaufnahme einer 
wirtschaftlichen Tätigkeit zu ermöglichen und sicherzustellen, dass in den Ruhestand 
tretende Mitarbeiter eine angemessene Rente erhalten; stellt fest, dass diese Maßnahmen 
die ländliche Wirtschaft, angefangen bei der Landwirtschaft, attraktiver machen und 
dem ländlichen Raum in Europa und den Gebieten in äußerster Randlage 
zugutekommen würden;
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